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Änderungsantrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für die Jahre
2010 und 2011

Die Stadtbürgerschaft möge beschließen:

Das Haushaltsgesetz 2010 wird wie folgt geändert:

§ 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 werden nach Satz 2 die folgenden Sätze 3 bis 5 angefügt:

„Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird die Senatorin für Finan-
zen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss für den je-
weiligen Einzelfall ermächtigt, Sondervermögen, Eigenbetrieben, Stiftungen, An-
stalten des öffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskörperschaft der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) waren oder
deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushaltsjahr 2010 verzinsliche Liquiditäts-
hilfen unter Anrechnung auf die in Satz 1 festgelegte Höhe zu gewähren.

Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermächtigt, Regelungen zur Umset-
zung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen
Grundlagen und Kriterien für verzinsliche Liquiditätshilfen zu definieren und
festzulegen.

Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmen-
vertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement
bei der Senatorin für Finanzen berücksichtigt sind.“

b) Der bisherige Satz 3 wird zu Satz 6.

Das Haushaltsgesetz 2011 wird wie folgt geändert:

§ 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 werden nach Satz 2 die folgenden Sätze 3 bis 5 angefügt:

„Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird die Senatorin für Finan-
zen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss für den je-
weiligen Einzelfall ermächtigt, Sondervermögen, Eigenbetrieben, Stiftungen, An-
stalten des öffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskörperschaft der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) waren oder
deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushaltsjahr 2011 verzinsliche Liquiditäts-
hilfen unter Anrechnung auf die in Satz 1 festgelegte Höhe zu gewähren.

Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermächtigt, Regelungen zur Umset-
zung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen
Grundlagen und Kriterien für verzinsliche Liquiditätshilfen zu definieren und
festzulegen.

Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmen-
vertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement
bei der Senatorin für Finanzen berücksichtigt sind.“

b) Der bisherige Satz 3 wird zu Satz 6.
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